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SPD nähert sich 
immer mehr den Positionen 
der GRÜNEN 
Als „Phantommehrheit" hat Generalsekretär 
Heiner Geißler die Ansicht der SPD bezeichnet, 
sie könne bei der nächsten Bundestagswahl eine 
absolute Mehrheit erreichen. In einem Brief, den 
Geißler am vergangenen Wochenende (3./4. Mai 
1986) den CDU-Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag und den Vorsitzenden der 251 CDU- 
Kreisverbände zuschickte, führt er aus, daß nach 
allen Wahluntersuchungen die SPD keine Chan- 
ce habe, die absolute Mehrheit zu erhalten. 
Geißler: „Die SPD braucht also, um regieren zu 
können, die GRÜNEN." Was das Verhältnis der 
SPD zu den GRÜNEN angehe, ist nach Ansicht 
Geißlers dem nordrhein-westfälischen Minister- 
präsidenten ebensowenig zu glauben wie seinem 
hessischen Kollegen Börner oder dem nieder- 
sächsischen Kandidaten Schröder. 
In einer umfangreichen Analyse weist der CDU-Ge- 
neralsekretär nach, daß es „in vielen politischen Be- 
ziehen eine nahtlose Übereinstimmung zwischen 
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200 000 Arbeitslose 
Weniger 
">e Zahl der Arbeitslosen ist im April um 
")ehr als 200000 zurückgegangen. Das ist 
^n» klares Dementi gegen die Schwarzma- 
erei am Arbeitsmarkt, stellt der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesar- 

beitsministerium, Wolfgang Vogt, fest. 
Seit den 50er Jahren gab es in einem April 
keinen vergleichbar hohen Rückgang. Das 
beweist klar: Die Beschäftigungs- und Ar- 
beitsmarktpolitik der Bundesregierung ist 
erfolgreich. Die Schwarzmaler von DGB 
und SPD lagen bei ihren Haßtiraden gegen 
die von Helmut Kohl geführte Bundesre- 
gierung kräftig daneben. Tatsachen wider- 
legen Ideologien. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
den GRÜNEN und wichtigen Teilen der 
SPD gibt". Nach Ansicht Geißlers passen 
sich die Sozialdemokraten in ihren politi- 
schen Aussagen immer mehr den GRÜ- 
NEN an. Wörtlich heißt es in dem Brief: 
„Sie wollen damit den GRÜNEN Wähler 
abnehmen und gleichzeitig den Einstieg 
in eine Koalition mit den GRÜNEN er- 
leichtern. Politische Grundsatztreue wird 
taktischem Machtkalkül untergeordnet." 
Geißler nennt sieben Beispiele, an denen 
sich die Annäherung zwischen SPD und 
GRÜNEN nachweisen läßt: die Sicher- 
heitspolitik, den NATO-Doppelbeschluß, 
den Antiamerikanismus, die Wirtschafts- 
politik, die Haltung zur Kernenergie, die 
Deutschlandpolitik und Fragen der inne- 
ren Sicherheit. 
Der Generalsekretär kommt zu dem 
Schluß, daß der Kandidat Rau „das Ab- 
kippen der SPD zu den GRÜNEN nicht 
verhindern" kann. Damit sieht Geißler 
die Haltung der CDU bestätigt, „daß die 
nächste Bundestagswahl eine Richtungs- 
wahl ist". 
Der Brief hat folgenden Wortlaut: 
Liebe Parteifreunde, 
der Kanzlerkandidat der SPD zieht ge- 
genwärtig mit der Behauptung durchs 
Land, er wolle eine absolute sozialdemo- 
kratische Mehrheit und er wolle auf kei- 
nen Fall ein Bündnis mit den GRÜNEN 
eingehen. In der ZDF-Sendung „Journa- 
listen fragen, Politiker antworten" am 10. 
April 1986 sagte er: „Ich kämpfe um das 
Ganze, ich will eine Mehrheit", und „Ich 
werde Bundeskanzler nur dann, wenn ich 
die absolute Mehrheit bekomme." Bei 
seinem ersten Auftreten vor der Bundes- 
pressekonferenz in Bonn am 23. April 
1986 wiederholte er „ganz deutlich und 
unzweifelhaft", daß er mit den GRÜ- 
NEN weder eine Koalition eingehen wer- 
de noch sich mit grünen Stimmen zum 
Kanzler wählen lassen werde. 

Was ist an diesen Behauptungen dran? 
Wie stehen seine Chancen wirklich? 
1. Die SPD hat keine Chance, eine abso- 
lute Mehrheit zu erhalten. Alle Wahlun- 
tersuchungen zeigen, daß die SPD über 
ein Wählerpotential von rund 40 Prozent 
verfügt. In den Bundestagswahlen von 
1969 bis 1983 hat die SPD im Durch- 
schnitt 42,4 Prozent erhalten. Bei der letz- 
ten Bundestagswahl hatte sie 38,2 Pro- 
zent. Die SPD braucht also, um regieren 
zu können, die GRÜNEN. Raus absolute 
Mehrheit ist eine Phantommehrheit. Und 
wenn es um die Macht geht, koaliert die 
SPD auch mit den GRÜNEN. Allein in 
21 Städten und Kreisen in NRW, wo Rau 
Ministerpräsident und Landesvorsitzen- 
der der SPD ist, arbeiten GRÜNE und 
SPD zusammen. 

In Hessen regiert die SPD mit den GRÜ- 
NEN, die Börner vor der Wahl noch mit 
der Dachlatte behandeln wollte. Warum 
sollten wir Rau eigentlich mehr glauben 
als Börner? Oder warum sollen wir ihm 
mehr glauben als dem niedersächsischen 
SPD-Spitzenkandidaten Schröder, der 
sich „natürlich" von den GRÜNEN zum 
Ministerpräsidenten wählen lassen will? 
Es gibt für die SPD keine Mehrheit ohne 
die GRÜNEN. Rau ist daher entweder 
ein reiner Zählkandidat, oder er will die 
Wähler täuschen und seine wahren Ab- 
sichten vernebeln. 

2. Aber auch inhaltlich gibt es in vielen 
politischen Bereichen eine nahtlose Über- 
einstimmung zwischen den GRÜNEN 
und wichtigen Teilen der SPD. Die So- 
zialdemokraten zeigen typische Schlepp- 
tau-Syndrome: Immer mehr passen sie 
sich in ihren politischen Aussagen den 
GRÜNEN an. Sie wollen damit den 
GRÜNEN Wähler abnehmen und gleich- 
zeitig den Einstieg in eine Koalition mit 
den GRÜNEN erleichtern. Politische 
Grundsatztreue wird taktischem Macht- 
kalkül untergeordnet. 
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Polit-Barometer: Koalition vorn 
Die Mannheimer Forschungsgruppe „Wahlen" ermittelte im Auftrag des ZDF- 
Polit-Barometers im April: 60 Prozent der Befragten glauben, daß es in der Bun- 
desrepublik wieder aufwärts geht, 40 Prozent glauben dies nicht. Die Mehrheit 
wird damit von Monat zu Monat deutlicher. 
Auf die Frage, welche Partei oder welche Koalition sei am besten geeignet, die 
wichtigen langfristigen Probleme unseres Landes zu lösen, war die Verteilung 
der Antworten wie folgt: 

Wer ist kompetenter CDU/CSU SPD 
Arbeitslosigkeit 34% 30% 
Sicherung der Renten 36 % 31 % 
Umweltschutz 23% 30% 
Ankurbelung der Wirtschaft 50% 20% 
Probleme der Landwirtschaft 28% 21% 
Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, würde die Koalition aus 
CDU/CSU und FDP 52 Prozent der Stimmen bekommen; im einzelnen: 
CDU/CSU: 45 Prozent, FDP: 7 Prozent, SPD: 41 Prozent, GRÜNE: 6 Prozent. 

Dafür will ich Ihnen einige besonders 
aufschlußreiche Beispiele nennen: 

Beispiel Sicherheitspolitik: 
Für die GRÜNEN war schon immer 
klar: Die Bundesrepublik Deutschland 
muß „raus aus der NATO" (Erklärung 
zur Friedenspolitik, Duisburg, 18. No- 
vember 1983). Sie fordern „einseitige Ab- 
rüstung" und den „Abbau der Bundes- 
wehr" (Bundesprogramm 1980). 

Im Godesberger Programm der SPD von 
•959 war unstreitig: nur die NATO-Mit- 
güedschaft und eine gleichgewichtige Ab- 
rüstung können den Frieden bewahren. 
Heute passen sich die Sozialdemokraten 
den GRÜNEN an. Ein sozialdemokrati- 
scher Ministerpräsident schreibt ein Buch 
mit dem bezeichnenden Titel „Angst vor 
den Freunden" und spricht schon 1983 
von „Bedingungen, zu denen eine Mit- 
gliedschaft in der NATO nicht mehr trag- 
bar ist." (Oskar Lafontaine, Rede auf 
dem Bundeskongreß der Jungsozialisten 

in Oberhausen am 26./27. März 1983, zit. 
nach Frankfurter Rundschau, Oster-Bei- 
lage 1983). Heute kann er bereits die For- 
derung nach einem Austritt aus der mili- 
tärischen Integration der NATO verkün- 
den und wird anschließend von 98 Pro- 
zent seiner Parteigenossen zum Landes- 
vorsitzenden wiedergewählt (Landespar- 
teitag der SPD Saar, 23. März 1986). Der 
niedersächsische Oppositionsführer Ger- 
hard Schröder teilt diesen „Ansatz" 
(Welt, 26. März 1986). 

Ähnlich ist die Anpassung an die GRÜ- 
NEN beim Thema Bundeswehr. In einem 
Antragsentwurf des Vorsitzenden der Si- 
cherheitspolitischen Kommission beim 
SPD-Parteivorstand, Andreas von Bülow, 
zum SPD-Bundesparteitag 1986 wird ge- 
fordert, „den Umfang der präsenten Bun- 
deswehrverbände ... zu verringern" und 
auf „deutlich niedrigere Friedensumfang- 
zahlen" zu senken (sog. Bülow-Papier, 
September 1985). Im Entwurf des Leitan- 
trages dieser Kommission heißt es dann, 
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„größere Teile der Streitkräfte" müssen 
„auf Kaderverbände reduziert werden". 
Es werden außerdem „selbständige Abrü- 
stungsschritte einer Seite, zeitlich und re- 
gional (sektoral) begrenzt", verlangt. 
(Leitantrag zur Friedens- und Sicherheits- 
politik vom 13. März 1986, S. 12 und 
S. 21) Der einflußreiche „Frankfurter 
Kreis" der SPD-Linken will ebenfalls 
„die Friedensstärke der Bundeswehr 
schrittweise reduzieren" (nach: FR, 21. 
Februar 1986). 

Beispiel 
N ATO-Doppelbeschluß: 
Die GRÜNEN forderten schon immer 
den einseitigen Ausstieg aus dem NATO- 
Doppelbeschluß und damit die Hinnah- 
me der Bedrohung durch sowjetische 
Mittelstreckenraketen. „Es geht darum, 
das Instrument eines Aufrüstungsbe- 
schlusses konsequent abzulehnen." (Petra 
Kelly im Deutschen Bundestag, 36. Sit- 
zung, 22. November 1983, Plenarproto- 
koll S. 2522; siehe auch BT-Drucksachen 
10/617 vom 17. November 1983, 10/719 
vom 1. Dezember 1983 und 10/831 vom 
15. Dezember 1983 sowie den Antrag der 
GRÜNEN beim Bundesverfassungsge- 
richt, Aktenzeichen 2 BvE 13/83.) 
Die SPD hat sich angepaßt. Im Dezem- 
ber 1979 sprachen sich auf dem SPD-Par- 
teitag in Berlin noch etwa 80 Prozent der 
Delegierten für den NATO-Doppelbe- 
schluß aus (nach: SZ, 6. Dezember 1979). 
Im Mai 1981 forderte der Landespartei- 
tag der SPD Baden-Württemberg eine 
Überprüfung der „Geschäftsgrundlage" 
des Doppelbeschlusses (Rheinische Post, 
4. Mai 1981). Später lehnten Oskar La- 
fontaine und die SPD Saar den Beschluß 
ab (7./8. November 1981). Dann kippten 
die Landesverbände einer nach dem an- 
deren um, und im Oktober 1983, knapp 
vier Jahre nach der Befürwortung auf 
dem Berliner Parteitag, lehnte der SPD- 

Parteitag in Köln den Doppelbeschluß 
gegen nur 14 Stimmen ab. Nur der Regie- 
rungswechsel in Bonn 1982 hat verhin- 
dert, daß diese Beschlüsse politisch ver- 
wirklicht wurden. Die Umsetzung der 
SPD-Beschlüsse hätte den Anfang vom 
Ende der NATO bedeutet. 

Beispiel 
Anti-Amerikanismus: 
Dieses Umkippen der SPD hat seine Ur- 
sache in einer völlig gewandelten Hal- 
tung der SPD zu den USA. Die GRÜ- 
NEN bezeichnen die USA von jeher als 
„angriffslustig" und „aggressiv" (Erklä- 
rung zur Friedenspolitik, Duisburg, 18. 
November 1983). Sie werfen den USA die 
„Verschärfung der Blockkonfrontation" 
und „Weltvorherrschaftspläne" vor (25 
Thesen der Alternativen Liste zur GRÜ- 
NEN-Deutschlandpolitik). 
Wichtige Teile der SPD passen sich dem 
an. Der stellvertretende Bunde*svorsitzen- 
de der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemo- 
kratischer Juristen (ASJ), Horst Isola, be- 
hauptet z. B.: „Der größte NATO-Partner 
ist auf der ganzen Welt auf der Suche 
nach Krieg und zündelt bei jeder besten 
Gelegenheit." (Zitiert nach: Weser-Ku- 
rier, 4. November 1983.) 
SPD-Gliederungen rufen zu anti-ameri- 
kanischen Demonstrationen auf. So ge- 
schah es im Herbst 1981 beim Berlin-Be- 
such des amerikanischen Außenministers 
Haig, und so geschah es im Mai 1985 bei 
einer Gegenkundgebung zum Besuch 
Ronald Reagans auf dem Hambacher 
Schloß. Hauptredner auf dieser Veran- 
staltung waren das SPD-Präsidiumsmit- 
glied Hans-Jürgen Wischnewski und das 
Mitglied des SPD-Parteivorstandes, Os- 
kar Lafontaine. 
Die anti-amerikanistischen Tendenzen in 
der SPD werden verstärkt durch die An- 
griffe des niedersächsischen SPD-Kandi- 
daten Schröder: Als „Kanonenbootpoli- 
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tik" hat der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Gerhard Schröder die Entsendung ameri- 
kanischer Truppen zu Manövern im mit- 
telamerikanischen Raum bezeichnet. In 
einem Gespräch mit ppp erklärte Schrö- 
der, die Amerikaner wollten Druck auf 
Nicaragua ausüben, um die „unbestreit- 
baren Erfolge der sandinistischen Revo- 
lution" zu zerstören. Die „imperialisti- 
sche Großmachtpolitik Reagans" miß- 
achtet dabei nach Meinung von Gerhard 
Schröder „brutal das Selbstbestimmungs- 
recht der Völker in Mittelamerika". Vor 
diesem Hintergrund sei es „blanker Zy- 
nismus der Vereinigten Staaten und des 
Westens", über die Intervention der So- 
wjetunion in Afghanistan zu klagen. „In 
Mittelamerika verhalten sich die Ameri- 
kaner keinen Deut besser", meinte Schrö- 
der. (Gerhard Schröder, MdB: Reagan 
betreibt in Mittelamerika Kanonenboot- 
Politik, ppp, 22. Juli 1983.) 

Jüngstes Beispiel ist der Gleichklang von 
SPD und GRÜNEN-Erklärungen zu dem 
amerikanischen Einsatz gegen den Terro- 
risten-Chef Gaddafi. Die GRÜNEN 
meinten: „Die Reagan-Administration ist 
nfn offensichtlich vollkommen verrückt 
geworden." (Nach: Frankfurter Rund- 
bau, 16. April 1986.) Genauso die SPD: 
^er sozialdemokratische Pressedienst 
PPp wirft den USA eine „Provokation" 
auf „Rambo-Linie" vor, der SPD- 
Europaabgeordnete Dieter Schinzel 
sPricht an gleicher Stelle von „Terrorak- 
l,°nen, wie sie jetzt von dem amerikani- 
schen Präsidenten veranstaltet wurden", 
und der Bundessekretär der Jusos, Ro- 
^nd Röscheisen, redet gar von der „ver- 
recherischen Tat eines senilen Mannes" 

(PPP, 15. April 1986). 
Öer stellvertretende SPD-Vorsitzende 
J!nd Vorsitzende der SPD-Bundestags- 
raktion, Hans-Jochen Vogel, verurteilt 
'esen Schlag gegen den Terrorismus als 

"Politisch sinnlos", „unannehmbar" und 

„in hohem Maße gefährlich" (Informatio- 
nen der sozialdemokratischen Bundes- 
tagsfraktion, 16. April 1986). 

Beispiel 
Wirtschaftspolitik: 
Sozialdemokratische Forderungen nach 
mehr Staat, mehr Dirigismus und mehr 
Steuern sind nicht neu. Es ist aber schon 
auffallend, wie SPD und Grüne mit ihren 
Extremforderungen übereinstimmen. 

In ihrem Programmentwurf „Umbau der 
Industriegesellschaft" (Februar 1986) 
sprechen die GRÜNEN von einem „gro- 
ßen zentralstaatlichen Handlungsbedarf" 
(S. 24). Sie wollen „erhöhte Gebrauchs- 
steuern", die „dem Unternehmenssektor 
auferlegt werden", und die „Erhöhung 
der Mineralölsteuer" um 20 Pfennig pro 
Liter (S. 21/s! 46). Und sie fordern, das 
„Kohlsche Steuersenkungsgesetz zurück- 
zunehmen", die „Vermögensteuer anzu- 
heben" und „Arbeitnehmereinkommen 
an der Quelle zu besteuern" (S. 31). 

Ähnliche Tendenzen gibt es bei führen- 
den Leuten in der SPD. Z. B. fordert der 
nordrhein-westfälische SPD-Fraktions- 
vorsitzende Friedhelm Farthmann in sei- 
nen „Thesen zur Wirtschaftspolitik" 
ebenfalls einen „starken Staat", „der mit 
planerischen Elementen marktwirtschaft- 
lichen Fehlentwicklungen vorbeugt" 
(Thesen zur Wirtschaftspolitik, März 
1986, S. 4 ff.). Er will „eine merkliche Er- 
höhung der Staatsquote" und „gerade 
nicht" ihren „Abbau durch Steuersenkun- 
gen und Rückzug des Staates aus der 
Wirtschaft" (S. 7). Dazu wird die „Rück- 
nahme der seit 1983 erfolgten Steuersen- 
kungsmaßnahmen", eine höhere Bela- 
stung der „Besserverdienenden", die 
„Durchsetzung" der „Quellensteuer" und 
„die Anhebung der Mineralölsteuer" 
(S. 9) verlangt. 
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Beispiel Kernenergie: 
Die GRÜNEN fordern den „sofortigen 
Genehmigungs- und Baustopp für Atom- 
kraftwerke und Betriebsstopp für bereits 
in Betrieb befindliche Atomanlagen" 
(Bundesprogramm 1980). In Wackersdorf 
organisieren sie einen Dauerprotest ge- 
gen die Wiederaufarbeitungsanlage. 
Viele Jahre unterstützte die SPD die 
Kernenergie. Unter einem sozialdemo- 
kratischen Bundeskanzler wurde die An- 
lage in Wackersdorf beschlossen. Heute 
paßt sich die SPD den GRÜNEN an. 
Jetzt ist es „Ziel sozialdemokratischer 
Energiepolitik,... Energieversorgung oh- 
ne Kernenergie zu gewährleisten" (Be- 
schluß des Essener SPD-Parteitages, 17. 
bis 21. Mai 1984). Die sozialdemokrati- 
sche Bundestagsfraktion „lehnt den Bau 
der geplanten Wiederaufarbeitungsanla- 
ge Wackersdorf ab" (Entschließungsan- 
trag im Deutschen Bundestag, 2. Oktober 
1985). 

Beispiel 
Deutschlandpolitik: 
In einer Fraktionsdebatte am 16. Juni 
1984 setzten sich große Teile der grünen 
Bundestagsfraktion dafür ein, das Wie- 
dervereinigungsgebot in der Präambel 
des Grundgesetzes zu streichen. Die Bun- 
desregierung wurde kritisiert, weil sie die 
Überwindung der deutschen Teilung wie- 
der als Ziel ihrer Politik propagiere (dpa, 
16. Juli 1984). 
Die deutsche Einheit war für die SPD 
lange unstrittig. Jetzt beginnt sie, sich den 
GRÜNEN anzupassen. In einem Kon- 
zept der SPD-Linken im „Frankfurter 
Kreis" heißt es: „Die Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutschlands 
muß als Ziel aufgegeben werden." (Nach: 
FR, 21. Februar 1986.) 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Jürgen 
Schmude (immerhin einmal SPD-Justiz- 

minister und stellvertretender Vorsitzen- 
der der SPD-Fraktion) stellte in einer Re- 
de am 17. Mai 1985 vordem Kuratorium 
Unteilbares Deutschland den Wiederver- 
einigungsanspruch der Präambel des 
Grundgesetzes und das Grundlagenurteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom Juli 
1973 zur Disposition, als er fragte, ob der 
Wiedervereinigungsanspruch der letztlich 
einzige verfassungsrechtlich zulässige 
Weg zur Wiedervereinigung sei, und er 
hinzufügte, es erzwinge sich „doch gera- 
dezu die Frage, ob nicht auch der Verfas- 
sungsgeber allmählich daran gehen muß, 
aus den Erfahrungen der vierzig Jahre 
Konsequenzen zu ziehen". (In: Informa- 
tionen der SPD-Bundestagsfraktion, 17. 
Mai 1985, S. 106 ff.) 

Beispiel innere Sicherheit: 
Die GRÜNEN wollen, daß für „Bagatell- 
delikte", zu denen sie auch Diebstahl und 
Betrug zählen, „alle Möglichkeiten der 
Entkriminalisierung ergriffen werden" 
(Wahlprogrammentwurf 87, S. 3 f.). Diese 
Delikte sollen straffrei gemacht werden. 
Während die GRÜNEN dies erst for- 
dern, ist es bei der SPD schon politische 
Praxis! Der nordrhein-westfälische Justiz- 
minister Rolf Krumsiek hat angeordnet, 
daß Ladendiebstähle bis zu einem Sach- 
wert von 100,— DM nicht mehr verfolgt 
werden sollen. 
Die GRÜNEN fordern, daß „der Poli- 
zeiapparat umstrukturiert bzw. schrittwei- 
se abgebaut" wird (Wahlprogramment- 
wurf 87 S. 6). Und Johano Strasser, Mit- 
glied der Grundwertekommission beim 
SPD-Parteivorstand, meint: „Ich bin für 
eine schlechte Polizei, der viele Straftäter 
durch die Lappen gehen" (tageszeitung, 
13. Februar 1986). 
Entsprechend lehnen auch GRÜNE und 
Sozialdemokraten den fälschungssiche- 
ren und schnell lesbaren Personalaus- 
weis, die computergestützte Gebietsfahn- 
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dung nach Schwerstverbrechern und die 
Sicherheitsgesetze ab. Die GRÜNEN 
sprechen von „Überwachungsgesetzen" 
und „Überwachungsstaat" (Bundesvor- 
stand der GRÜNEN, Anzeige in FR, 19. 
März 1986), der sozialdemokratische 
Pressedienst nennt die Gesetze zur Ein- 
haltung des Datenschutzes „Ermächti- 
gungsgesetze" (ppp, 25. Februar 1986). 
Der niedersächsische SPD-Kandidat Ger- 
hard Schröder bezeichnet sie als „Über- 
wachungs- und Schnüffelgesetze" (31. Ja- 
nuar 1986, Plenarprotokoll 10/195, S. 
15105). 

GRÜNE und SPD wollen Verfassungs- 
feinden den Zugang zum öffentlichen 
Dienst ermöglichen. Die GRÜNEN wen- 
den sich „mit aller Entschiedenheit" ge- 
gen das Fernhalten von Verfassungsfein- 
den aus dem öffentlichen Dienst; dies 
wird von ihnen als „Berufsverbot" verun- 
glimpft (Bundesprogramm von 1980, S. 
31). Ein sozialdemokratischer Minister- 
Präsident setzt diese grüne Forderung 
um: Oskar Lafontaine verfügte im Saar- 
land, daß Bewerber für den öffentlichen 
Öienst nicht mehr auf ihre Verfassungs- 
treue überprüft werden. GRÜNE und 
SPD sind jetzt gemeinsam dafür, daß 
Neonazis und Kommunisten in den öf- 
fentlichen Dienst gelangen und dort z.B. 
an den Schulen unterrichten dürfen. 

Die Beispiele zeigen, was von der Be- 
hauptung Raus zu halten ist, auf keinen 
Pali mit den GRÜNEN zusammenarbei- 
ten zu wollen. Rau kann das Abkippen 
der SPD zu den GRÜNEN nicht verhin- 
dern. 

Irnmer dann, wenn die SPD nur mit Hilfe 
der GRÜNEN an die Macht kommen 
kann, wird sie diese Chance nutzen; Doh- 
nanyi hat es vorgehabt, Börner hat es vor- 
gernacht, Schröder hat es angekündigt, 
^d Rau würde es geschehen lassen. 
Wenn Rau sich wirklich nicht von den 

GRÜNEN zum Kanzler wählen lassen 
will, dann stehen bereits Willy Brandt 
oder Oskar Lafontaine als Reservekandi- 
daten von grünen Gnaden zur Verfügung. 
In der ZDF-Sendung „Journalisten fra- 
gen, Politiker antworten" hat Rau am 10. 
April 1986 gesagt: „Bei der Bundestags- 
wahl geht es ja nicht um eine beliebige 
Wahl ..., sondern um nationales Interes- 
se. Die Bundesrepublik ist zu wichtig, als 
daß sie sich eine Regierung leisten könn- 
te, die nicht stabil ist." Dies bedeutet im 
Klartext: Was für den Bund und Nord- 
rhein-Westfalen falsch und gefährlich ist, 
soll den Niedersachsen zugemutet wer- 
den. Dabei ist klar: Die Folgen einer rot- 
grünen, instabilen Regierung wären mehr 
Arbeitslose und weniger Wohlstand. Rau 
hatte daher auch ein rot-grünes Bündnis 
in Nordrhein-Westfalen entschieden ab- 
gelehnt. Die Bürger von Niedersachsen 
wissen nun, wie die SPD die Interessen 
und die Bedeutung ihres Landes ein- 
schätzt: Niedersachsen soll nach Hessen 
das zweite Versuchskaninchen für gefähr- 
liche politische Experimente werden. 
In dem einen Punkt hat der SPD-Kandi- 
dat recht, wenn er meint, die Bundestags- 
wahl sei ja nicht eine beliebige Wahl, son- 
dern es gehe um das nationale Interesse. 
Damit hat er die Auffassung der CDU 
bestätigt, daß die nächste Bundestags- 
wahl eine Richtungswahl ist. Es geht dar- 
um, ob die Union ihre erfolgreiche Poli- 
tik fortsetzen und unser Land in eine si- 
chere Zukunft führen kann, oder ob un- 
ser Land durch eine Koalition von Sozial- 
demokraten und GRÜNEN in die Kri- 
senzeiten der 70er Jahre zurückgeworfen 
wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

\u </\yW Ao* W/C*J 
Dr. Heiner Geißler, MdB 
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Reaktorunglück in Tschernobyl: 

Die Verantwortung liegt allein 
bei den Sowjets 
Zu dem Atomunfall in der Sowjetuni- 
on erklärt der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Alfred 
Dregger: Das eigentlich Beunruhigen- 
de an dem Atomunfall in Tschernobyl 
ist, daß die sowjetische Führung ver- 
sucht hat, den Vorfall totzuschweigen. 
Erst nachdem unwiderlegbare Meß- 
werte vorlagen und westliche Regierun- 
gen besorgte Anfragen an die Kreml- 
Führung richteten, fand sich die So- 
wjetunion bereit, den Atomunfall zu 
bestätigen. 

Es ist an der Zeit, daß endlich ein funk- 
tionierendes, weltweites Kernenergiemel- 
desystem eingerichtet wird, dem alle Na- 
tionen angeschlossen sind, die die Kern- 
energie friedlich nutzen. Die Sowjetunion 
ist aufgerufen, ihre kerntechnischen Ein- 
richtungen im Hinblick auf ihre Sicher- 
heitstechnik von einem internationalen 
Gremium überprüfen zu lassen und si- 
cherheitstechnisch nachzurüsten. Denn 
nach den vorliegenden Informationen 
sind die sowjetischen Reaktoren — nicht 
nur in Tschernobyl — technisch hoff- 
nungslos veraltet und dazu noch mit au- 
ßerordentlich mangelhaften Sicherheits- 
einrichtungen ausgerüstet. Diese Situa- 
tion ist seit Jahren bekannt. 
Der Atomunfall in der Sowjetunion gibt 
Anlaß zu intensiven internationalen An- 
strengungen, die vorhandenen bzw. künf- 
tig zu erbauenden Kernkraftwerke über- 
all auf den bestmöglichen Standard zu 
bringen. Dies eröffnet eine neue Chance, 
Felder sinnvoller internationaler Zusam- 
menarbeit zwischen Ost und West zu er- 
schließen. 

Ich warne die SPD davor, jetzt gegen die 
friedliche Nutzung der Kernenergie zu 
polemisieren. Der jüngste Beschluß des 
SPD-Parteivorstandes und die Äußerun- 
gen des Kanzlerkandidaten Rau zu die- 
sem Thema zielen in diese Richtung. Wer 
fortschrittliche Reaktortechnik bedin- 
gungslos ablehnt und nach Möglichkei- 
ten zum vollständigen Ausstieg aus der 
Kernenergie sucht, der steigt aus der 
Wirklichkeit des industriellen Zeitalters 
aus und ist unfähig, die Regierungsver- 
antwortung für eine der größten Indu- 
strienationen der Welt zu übernehmen. 

Der innen- und umweltpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Paul Laufs, erklärte u. a.: Es ist entlar- 
vend, wenn hier interessierte Kreise statt 
der Sowjetunion die Bundesregierung ei- 
ner unzureichenden Informationspolitik 
bezichtigen. In der Sondersitzung des In- 
nenausschusses wurde deutlich, daß die 
deutschen Kernkraftwerke den weltweit 
besten Sicherheitsstandard aufweisen 
und nach den bisherigen Erkenntnissen 
ein derartiger Unfall hier nicht möglich 
wäre. Für Panikmache oder gar den Aus- 
stieg aus der Kernenergie besteht daher 
überhaupt keine Veranlassung. 
Bundesforschungsminister Riesenhuber 
betonte, ein Ausstieg aus der Kernenergie 
nütze überhaupt nichts, sondern bringe 
nur Schaden für die Bundesrepublik 
Deutschland. Ein Ausstieg ändere auch 
nichts an möglichen Gefahren der Kern- 
energie, die von außen kämen: „Unsere 
Aufgabe besteht darin, die Kernenergie 
weltweit deutschen Sicherheitsstandards 
anzupassen!" 
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Rita Süssmuth: 
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Dem vorbeugenden Gesundheitsschutz 
in vollem Umfang Rechnung getragen 
Bundesgesundheitsministerin Rita 
Süssmuth erklärte auf einer Presse- 
konferenz in Bonn am 6. 5. 1986 zu 
den Maßnahmen auf dem Lebensmit- 
telsektor nach Tschernobyl u.a. : 

Seit Dienstag, den 29. 4. 1986, als in der 
Bundesrepublik Deutschland noch keine 
erhöhten Luftbelastungswerte festzustel- 
'en waren, arbeiten die Bundesressorts in- 
tensiv an Maßnahmen zur Bewältigung 
der Folgen des Kernkraftunfalls in der 
UdSSR. Enge Kontakte mit den Ländern 
laufen seit Mittwoch der vergangenen 
Woche, als dies auch ein Thema der Um- 
^eltministerkonferenz von Bund und 
Ländern war. Die für den Strahlenschutz 
verantwortlichen Länderbehörden sind 
unmittelbar im Anschluß an die Sitzung 
der Strahlenschutzkommission am Frei- 
jag, dem 2. 5. 1986,über das Ergebnis in- 
formiert worden. Ein Gespräch mit den 
Staatssekretären der Umwelt- und Ge- 
sundheitsressorts und ein weiteres Ge- 
spräch mit den Lebensmittelexperten der 
Under wird in Kürze stattfinden. Dies al- 
.es sind Maßnahmen, um eine möglichst 
,ntensive Abstimmung zwischen Bund 
und Ländern sicherzustellen. 

^itglieder der Strahlenschutzkommission 
graten permanent seit Donnerstag, dem 

• 5- 1986, mit den zuständigen Ressorts 
er Bundesregierung. Von der Sitzung 
er Strahlenschutzkommission erwartet 
le Bundesregierung weitere Empfehlun- 

gen. 

'e bisherigen Arbeiten der Strahlen- 
Schutzkommission haben die erfordern- 
den Maßnahmen nach dem Grad ihrer 

Dringlichkeit in Angriff genommen. Zu- 
nächst mußte es darum gehen, als unver- 
zügliche Sofortmaßnahme kontaminierte 
(strahlenverseucht) Importe aus der 
UdSSR und aus anderen ähnlich stark be- 
troffenen Ostblockstaaten von der Bun- 
desrepublik Deutschland fernzuhalten. 
Das ist bereits am 1. 5. 1986, ergänzt am 
2. 5. 1986, durch einschneidende Einfuhr- 
beschränkungen für Frischprodukte ge- 
schehen. Grenzwerte für Milch mußten 
das nächste Thema sein. Das ergibt sich 
daraus, daß Jod-131 durch kontaminier- 
tes Gras sehr schnell in die Kuhmilch ge- 
langt. Frisches Blattgemüse mußte der 
nächste Gegenstand für Grenzwerte sein, 
da hier durch Oberflächenablagerungen 
ebenfalls eine Kontamination mit Jod- 
131 zu erwarten war. 

In der Strahlenschutzverordnung ist fest- 
gelegt, welcher Wert auch bei einem Stör- 
fall nicht überschritten werden darf. Der 
Wert beträgt 15 Rem für die Schilddrüse, 
in der sich radioaktives Jod-131 anrei- 
chert. Hätte man diesen Wert hier zu- 
grunde gelegt, dann wäre nach dem jetzt 
bekannten Stand die Festlegung von 
Grenzwerten der Aktivität in Milch und 
Blattgemüse (für letzteres sage ich es mit 
kleinen Einschränkungen) nicht erforder- 
lich gewesen. 
Aber Bundesregierung und Strahlen- 
schutzkommission sind hier nach dem so- 
genannten Minimierungsgebot verfahren, 
sie wollten dafür Sorge tragen, daß die 
Belastung der Menschen erheblich darun- 
ter bleibt. So ist der Grenzwert für Milch 
so festgelegt worden, daß für ein Klein- 
kind, das eine Woche lang täglich einen 
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Liter Milch mit diesem Grenzwert der 
Aktivität trinkt, die Belastung nicht grö- 
ßer als 3 Rem wird. Das Kleinkind wird 
für die Bemessung deshalb gewählt, weil 
ein Kleinkind am empfindlichsten auf 
Strahlenbelastungen reagiert und be- 
kanntlich am meisten Milch trinkt. 

Den Grenzwert für radioaktives Jod-131 
in Frischmilch hat die Strahlenschutz- 
kommission auf 500 Becquerel pro Liter 
festgelegt; daraus ergibt sich die oben ge- 
nannte Belastung von höchstens 3 Rem. 
Bei dem Wert von etwa 3 Rem ist auch 
schon mitberücksichtigt, daß das Kind, 
das eine Woche lang jeden Tag einen Li- 
ter Milch zu sich nimmt, außerdem täg- 
lich 1 kg Spinat mit dem dafür festgesetz- 
ten Grenzwert zu sich nähme. Der Grenz- 
wert für Blattgemüse wie Spinat beträgt 
250 Becquerel pro Kilogramm. Wir wis- 
sen natürlich alle, daß ein Kind in einer 
Woche nicht so viel Spinat ißt. Damit ist 
eine weitere Sicherheitsmarge eingebaut. 

Ich habe bisher immer von Grenzwerten 
für Jod-131 gesprochen. Dieses Element 
wird von den Strahlenfachleuten in der 
gegenwärtigen Phase für frische Lebens- 
mittel als das entscheidende angesehen. 
Bei Lebensmitteln, die gelagert werden, 
spielt Jod-131 dagegen wegen der Kurzle- 
bigkeit keine Rolle. Jod-131 hat eine 
Halbwertzeit von etwa acht Tagen. 

Anders ist es mit Cäsium-137, dessen Ak- 
tivität sich erst in 30 Jahren um die Hälfte 
vermindert. Deshalb ist auf Vorschlag der 
Strahlenschutzkommission bereits jetzt 
für die Weiterverarbeitung von frischem 
Gemüse zu lagerfähigen Produkten ein 
Cäsiumgrenzwert festgelegt worden, 100 
Becquerel pro Kilogramm Frischsub- 
stanz. Was bedeuten diese 100 Becquerel 
Cäsium-137 nun an Belastung für den 
Menschen? Selbst der langfristige Ver- 
zehr von 100 kg eines entsprechenden Le- 
bensmittels bewirkt eine Belastung von 

höchstens 10 Millirem (natürliche Strah- 
lenbelastung 100-200 Millirem). 

Zu Cäsium-137 ist im übrigen zu bemer- 
ken, daß dieses Element im Vergleich zu 
Jod-131 die natürliche Strahlenbelastung 
in den kommenden Jahren als Folge der 
Aufnahme von Nahrungsmittel nur un- 
wesentlich erhöht. Es handelt sich hier 
um eine Erhöhung in der Größenord- 
nung von 10%. 

Alles in allem ist mit diesen Strahlen- 
schutzmaßnahmen dem vorbeugenden Ge- 
sundheitsschutz in vollem Umfang Rech- 
nung getragen. Dies ist die Meinung der 
Strahlenschutzkommission, auf deren Vo- 
tum sich die Bundesregierung stützt. 

Am 5. Mai 1986 waren Vertreter des Bun- 
-desgesundheitsministerium und des Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten in Brüssel, um dort 
die Situation nach dem Kernkraftunfall 
in den UdSSR gemeinsam mit den ande- 
ren EG-Ländern und der Kommission zu 
beraten. Dabei hat sich gezeigt, daß die 
Vertreter der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufgrund der Arbeiten der Strahlen- 
schutzkommission als einzige über bereits 
wissenschaftlich fundierte Grundlagen 
für Grenzwerte verfügten. Es zeichnet 
sich zweierlei ab: 

1. Die EG-Kommission wird ganz kurz- 
fristig entweder dem Ministerrat einen 
Verordnungsvorschlag vorlegen oder eine 
Empfehlung an die Mitgliedstaaten ge- 
ben, welche Grenzwerte innerhalb der 
EG bei Frischmilch und Blattgemüse an- 
gewendet werden sollen. Die Vertreter 
des Bundesgesundheitsministeriums ha- 
ben den Eindruck aus Brüssel mitge- 
bracht, daß hier eine gewisse Tendenz für 

die Festlegung auf die deutschen Grenz- 
werte besteht. Die Niederlande hatten be- 
reits vor der gestrigen Sitzung in Brüssel 
den deutschen Grenzwert für Frischmilch 
übernommen. 
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2. Gegenüber den Ostblockstaaten, für 
die die Bundesregierung bisher Einfuhr- 
beschränkungen festgelegt hat, wird mög- 
licherweise von der EG ein vorläufiger 
Einfuhrstopp für Frischprodukte vorgese- 
hen. Damit würde im Prinzip auch hier 
die deutsche Regelung übernommen. 
Die Bundesregierung hat sich von An- 
fang an mit großem Nachdruck für EG- 
einheitliche Richtlinien eingesetzt. 

Aus Gründen des vorbeugenden Gesund- 
heitsschutzes wird eine Arbeitsgruppe der 
Strahlenschutzkommission erneut bera- 
ten. Dabei geht es auch um solche Le- 
bensmittel, bei denen — anders als bei 
Milch — eine Anreicherung radioaktiver 
Elemente sich weniger stark vollzieht, 
Z-B. für Fleisch und Fleischerzeugnisse. 
In der Sitzung der Arbeitsgruppe der 
Strahlenschutzkommission wird festge- 
legt werden, für welche Lebensmittel 
überhaupt Grenzwerte in Betracht zu zie- 
hen sind. Geprüft werden neben Fleisch: 
Eier, Geflügel, Wild, Trinkwasser aus 
Oberflächengewässern. 

fine Fülle von Maßnahmen wie hier ist 
Ausdruck der Verantwortung der Bundes- 
regierung für den vorbeugenden Gesund- 
heitsschutz. Sie dient dem Zweck, die 
Möglichkeit einer Gesundheitsgefährdung 
bereits im Vorfeld abzufangen. 

Was ist Rem und Bc? 
Becquerel, abgekürzt bc, ist die Ein- 
heit der von einem radioaktiven Stoff 
ausgehenden Strahlung. Rem gibt da- 
gegen die Menge der Strahlenbela- 
stung an, der ein Mensch ausgesetzt 
ist. Der Unterschied ist ähnlich wie 
zwischen Schadstoff-Emission und 
Schadstoff-Immission. Was dem Aus- 
puff eines Autos an Abgasen ent- 
strömt, ist die Emission, was der 
Mensch am Fußweg davon einatmet, 
ist die Immission. Die Aktivität von 
einem bc liegt vor, wenn pro Sekunde 
ein Atomkern einer bestimmten radio- 
aktiven Substanz zerfällt. 
I Rem ist dagegen die Einheit für die 
Wirkung der radioaktiven Strahlung 
auf den menschlichen Organismus. 
Wichtig sind hier die Grenzwerte. 
Nach einem internationalen Standard 
sollte ein Mensch innerhalb von 30 
Jahren keiner höheren Belastung als 
5 Rem ausgesetzt werden. In der Bun- 
desrepublik darf nach der Strahlen- 
schutzverordnung die Belastung durch 
künstliche Strahlenquellen pro Jahr 
l50Millirem(l Rem= 1000 Millirem) 
nicht überschreiten. Die natürliche 
Strahlenbelastung pro Jahr beträgt 110 
Millirem. 

Weizsäckers Rede zum 8. Mai wurde ein Bestseller 
Ein Jahr nach der Rede von Bundespräsident Richard von Weizsäcker zum 
8. Mai 1985 und damit zum 40. Jahrestag des Kriegsendes in Europa ge- 
hen noch wöchentlich etwa 180 Anforderungen nach dem Text beim Bun- 
despräsidialamt und beim Bundespresseamt ein. Die Rede ist inzwischen, 
außer den Veröffentlichungen in Tageszeitungen, in 1,5 Millionen Exem- 
plaren verbreitet worden. Über 50 000 Briefe und Postkarten erreichten 
den Bundespräsidenten und das Presseamt bisher. (Auch in UiD-Nr. 18/85 
»st die Rede des Bundespräsidenten veröffentlicht worden.) 
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Erklärung über die Auswirkungen des 
Kernreaktorunfalls von Tschernobyl 
Auch die sieben Teilnehmer des westli- 
chen Wirtschaftsgipfels in Tokio be- 
faßten sich mit dem Unfall in Tscher- 
nobyl. Vor allem Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl hatte sich für die Erörterung 
des Atomunfalls und für die nachfol- 
gende Entschließung eingesetzt. Die 
„Erklärung über die Auswirkungen 
des Kernraktorunfalls von Tscherno- 
byl" hat folgenden Wortlaut: 

1. Wir, die Staats- und Regierungschefs 
der sieben Industriestaaten und die Ver- 
treter der europäischen Gemeinschaften, 
haben die Auswirkungen des Unfalls im 
Kernreaktor von Tschernobyl erörtert. 
Wir sprechen den Betroffenen unsere tie- 
fe Anteilnahme aus. Nach wie vor sind 
wir insbesondere zu medizinischer und 
technischer Hilfe bereit, soweit wir dar- 
um gebeten werden. 

2. Die Kernkraft ist, und bei richtiger 
Handhabung bleibt sie, eine immer brei- 
ter genutzte Energiequelle. Für jedes 
Land stellt die Gewährleistung der Si- 
cherheit eine internationale Verantwor- 
tung dar, und jedes Land, das Kernener- 
gie erzeugt, ist für die Sicherheit von Pla- 
nung, Bau, Betrieb und Instandhaltung 
seiner Anlagen voll verantwortlich. Jedes 
unserer Länder erfüllt anspruchsvolle Si- 
cherheitsnormen. Des weiteren ist jedes 
Land für eine prompte Bereitstellung ein- 
gehender und vollständiger Informatio- 
nen über nukleare Notsituationen und 
Unfälle verantwortlich, insbesondere, 
wenn mit ihnen mögliche grenzüber- 
schreitende Konsequenzen einhergehen. 
Jedes unserer Länder akzeptiert diese 
Verantwortung, und wir fordern die Re- 
gierung der Sowjetunion, die dies im Fall 
von Tschernobyl unterließ, dringend zur 

Lieferung solcher Informationen auf, wie 
unsere und andere Länder sie erbeten ha- 
ben. 
3. Wir nehmen befriedigt zur Kenntnis, 
daß die Sowjetunion in dieser Woche zu 
Gesprächen mit dem Generaldirektor der 
Internationalen Atomenergie-Organisa- 
tion (IAEO) bereit ist. Wir erwarten, daß 
diese Gespräche zu einer Beteiligung der 
Sowjetunion an der erwünschten nach- 
träglichen Analyse des Unfalls führen 
werden. 
Wir begrüßen und ermutigen die Bemü- 
jiungen der IAEO, die internationale Zu- 
sammenarbeit mit Bezug auf die Sicher- 
heit von Kernanlagen, die Bewältigung 
von Nuklearunfällen und ihren Folgen 
und die Bereitstellung gegenseitiger Not- 
hilfe zu verbessern. In Fortführung der 
einschlägigen IAEO-Richtlinien treten 
wir nachdrücklich für die baldige Ausar- 
beitung einer internationalen Überein- 
kunft ein, in der sich die Vertragsparteien 
zur Berichterstatung und zum Informa- 
tionsaustausch im Falle nuklearer Notsi- 
tuationen oder Unfälle verpflichten. Dies 
sollte binnen denkbar kurzer Frist gesche- 
hen. 

Demos an der falschen 
Adresse 
Deutsche Kernkraftwerke sollen abge- 
schaltet werden, verlangten Demonstranten 
und GRÜNE, weil das Kraftwerk in 
Tschernobyl explodiert war. Nicht die 
Bundesrepublik, sondern die UdSSR wäre 
hier die richtige Adresse! Aber da wurde 
niemand gesichtet. 



ARBEITSLOSIGKEIT UiD 15 •  Seite 13 

Trendwende auf dem Arbeitsmarkt 
Deutlich weniger Arbeitslose 
Im April sind die Arbeitslosenzahlen 
um über 200000 erfreulich kräftig zu- 
rückgegangen. Die Quote ist dadurch 
auf 9 Prozent gesunken, der günstigste 
April-Wert seit 1982. Weitere Indika- 
toren, die auf klare Besserungstenden- 
zen auf dem Arbeitsmarkt hindeuten: 
Die Kurzarbeiterzahlen sind erneut 
zurückgegangen und bewegen sich wei- 
terhin auf einem niedrigen Niveau. Die 
Zahl der offenen Stellen ist fast dop- 
pelt so hoch wie im April 1983. Erfreu- 
lich ist der gegenüber dem Vormonat 
nochmals deutliche Rückgang bei den 
arbeitslosen Jugendlichen. 

Auch der Monatsbericht der Deutschen 
Bundesbank sowie das Frühjahrsgutach- 
ten der wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstitute belegen: Die Trend- 
wende auf dem Arbeitsmarkt ist erreicht. 
Die Zahl der Erwerbstätigen steigt wie- 
der. Waren es im Jahr 1985 über 200000 
Arbeitsplätze mehr, so werden im laufen- 
den Jahr mindestens 300000 neue Ar- 
beitsplätze entstehen. 
Der „erfreulich kräftige Rückgang" ist 
lach den Worten von Franke, Präsident 
der Bundesanstalt für Arbeit, auf die im 
April wirksamen saisonalen Auftriebs- 
kräfte zurückzuführen. Aber auch kon- 
junkturell sei die Arbeitslosigkeit neuer- 
dings etwas zurückgegangen. 
Mach Ansicht des CDU-Bundestagsabge- 
°rdneten Bernhard Jagoda berechtigen 
die Zahlen zu Hoffnungen, daß „das Aus- 
maß der Unterbeschäftigung im Verlauf 
dieses Jahres kontinuierlich abgebaut 
Werden dürfte". 
^er Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesarbeitsministerium, Wolfgang 
V°gt, erklärte: „Die aktuellen Arbeits- 

marktzahlen sind ein klares Dementi ge- 
gen Schwarzmalerei der Entwicklung am 
Arbeitsmarkt. Der Rückgang der Arbeits- 
losenzahlen war seit den 50er Jahren in 
einem April nicht mehr so stark, der Zu- 
gang offener Stellen seit 1978 nicht mehr 
so hoch. 
Jetzt muß weiter alle Kraft auf den weite- 
ren Abbau der Arbeitslosigkeit konzen- 
triert werden: 
Die günstigen ökonomischen Rahmenbe- 
dingungen müssen noch stärker für die 
Einstellung Arbeitsloser genutzt werden, 
Einstellen muß vor Überstunden gehen 
und weiter muß gelten: Besser befristet in 
Arbeit als unbefristet arbeitslos. Weitere 
arbeitsplatzschaffende Investitionen sind 
eine Bringschuld der Unternehmer. 
• Das Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen 
muß weiter erhöht werden. 
• Mehr berufliche Qualifizierung und . 
Weiterbildung muß zum besseren Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage am 
Arbeitsmarkt beitragen. Dazu gibt es 
neue und bessere Hilfen der Arbeitsför- 
derung." 

Aufgespießt 
Kein schneller Vogel 
In einem „Zeit"- Interview vom 18. Fe- 
bruar 1983 sagte der SPD- Vorsitzende 
Vogel: „ Wenn Sie mich fragen, welchen 
Zeitraum ich brauche, um diesen Pro- 
zeß der weiter ansteigenden Arbeitslo- 
sigkeit zu bremsen und dann umzukeh- 
ren, dann antworte ich, daß dies eine 
Aufgabe für eine volle Regierungsperio- 
de sein wird." 
Merke: Die Bundesregierung hat das in 
kürzerer Zeit geschafft. 
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Das verschweigt der DGB: 
Pluspunkte für die Arbeitnehmer 
Auf seinen Mai-Kundgebungen hat der 
Deutsche Gewerkschaftsbund die 
Chance verpaßt, aus dem 1. Mai einen 
Beitrag zum sozialen Frieden zu ma- 
chen und den Arbeitnehmern in der 
Bundesrepublik wieder Hoffnung und 
Mut für die Zukunft zu geben. Mit 
seinem Dauerwahlkampf für die SPD 
verliert der DGB nicht nur jede 
Glaubwürdigkeit, sondern gefährdet 
auch den Gedanken der Einheitsge- 
werkschaft, erklärt der CDU-Bundes- 
geschäftsführer Peter Radunski: 

Die CDU fordert den DGB auf, im Inter- 
esse der Arbeitnehmer und der Arbeitslo- 
sen zur Sachlichkeit und zum Dialog zu- 
rückzukehren. Denn die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit kann nur in einer ge- 
meinsamen großen Anstrengung ge- 
schafft werden. Mit Partnerschaft und 
nicht mit Klassenkampf können wir ge- 
meinsam die Zukunft gewinnen. 
Die CDU wird in breit angelegten Infor- 
mationskampagnen den über 25 Mio. Ar- 
beitnehmern in der Bundesrepublik die 
wahre wirtschaftliche und soziale Lage 
mitteilen, die der DGB seinen 800000 
Kundgebungsteilnehmern verschwiegen 
hat. 
Beim Vergleich zwischen der Schlußbi- 
lanz der SPD 1982 und der Erfolgsbilanz 
der Regierung Helmut Kohl 1986 kann 
der DGB nicht behaupten, die CDU-Poli- 
tik sei arbeitnehmerfeindlich. Tatsachen 
beweisen, daß das Gegenteil richtig ist: 

Pluspunkt für Arbeitnehmer Nr. 1: 
Mehr Beschäftigung 
1982 Beschäftigungszahlen minus 
400000. 
1986 Beschäftigungszahlen plus 300000. 
In den beiden letzten Jahren der Regie- 

rung Schmidt ging die Zahl der Erwerbs- 
tätigen um 820000 zurück. 
Pluspunkt für Arbeitnehmer Nr. 2: 
Steigende Einkommen 
1982 Realeinkommensrückgang um 
2,2 Prozent. 
1986 Realeinkommensanstieg um fast 
4 Prozent. 
Pluspunkt für Arbeitnehmer Nr. 3: 
Stabile Preise 
1982 Kaufkraftverlust durch Preisanstieg 
von 5,3 Prozent. 

. 1986 Preisstabilität, Inflationsrate bewegt 
sich im Jahresdurchschnitt in Richtung 
1,5 Prozent. 
Pluspunkt für Arbeitnehmer Nr. 4: 
Wachstum 
1982 Rückgang des realen Bruttosozial- 
produkts um — 1 Prozent. 
1986 Anstieg des realen Bruttosozialpro- 
dukts um mehr als 3 Prozent. 
Pluspunkt für Arbeitnehmer Nr. 5: 
Sichere Renten 

CDA: Unverantwortlich 
Die christlich-demokratischen 
Arbeitnehmer (CDA) sind verärgert dar- 
über, daß ihre Redner bei den DGB-Ver- 
anstaltungen zum Maifeiertag im Indu- 
strieland Nordrhein-Westfalen so gut wie 
gar nicht berücksichtigt worden sind. Der 
stellvertretende Vorsitzende des DGB- 
Landesbezirkes, Edgar Prochnow, sagte 
in Düsseldorf, er habe „den Eindruck, 
daß die Kreisverbände des DGB in die- 
sem Jahr keine CDA-Leute haben woll- 
ten". Es sei unverständlich, daß bei 92 
Veranstaltungen in insgesamt 50 nord- 
rhein-westfälischen DGB-Kreisen nur 
vier CDA-Redner zum Zuge kamen. 
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Prinzipien der Einheitsgewerkschaft 
vom DGB gröblich verletzt 
Unter Leitung seines Vorsitzenden 
Norbert Blüm tagte am 2. Mai 1986 in 
Oldenburg der Bundesvorstand der 
Sozialausschüsse der Christlich- 
Demokratischen Arbeitnehmerschaft 
(CDA). Dabei wurden folgende 
Beschlüsse gefaßt: 

1. Der CDA-Bundesvorstand hat mit gro- 
ßer Sorge tiefgreifende Verletzungen der 
Prinzipien der Einheitsgewerkschaft auf 
den DGB-Kundgebungen zum 1. Mai 
diskutiert. Diese Verletzungen sind vor- 
läufiger Höhepunkt von Fehlentwicklun- 
gen im DGB, die alle überzeugten Ein- 
heitsgewerkschafter beunruhigen müssen. 
2. Die Bundesregierung hat durch die Er- 
folge ihrer Beschäftigungs- und Arbeits- 
rnarktpolitik eine hervorragende Konstel- 
lation für arbeitsplatzschaffende Investi- 
tionen und Neueinstellungen geschaffen. 
Der Bundesvorstand der CDA fordert die 
Unternehmen auf: 
• Mehrarbeit in mehr Beschäftigung für 
Arbeitslose umzuwandeln, 
• mehr zu tun für die berufliche Qualifi- 
zierung von Arbeitslosen und allen Ar- 
beitnehmern, 
• mehr Teilzeitarbeit für Männer und 
Frauen anzubieten, 
• Überstunden abzubauen, 
• insbesondere benachteiligten Gruppen 
am Arbeitsmarkt Arbeit anzubieten, 
• alle Möglichkeiten der Arbeitsförde- 
rung aktiv zu nutzen. 
Die Sozialausschüsse appellieren an 
°und, Länder und Gemeinden, geplante 
Investitionen jetzt vorzunehmen und da- 
'üit einen wichtigen Beitrag zur Verbesse- 
rung der Arbeitsmarktsituation zu leisten. 

3. Der CDA-Bundesvorstand bekräftigt 
die Beschlüsse der CDA, nach denen eine 
Novellierung des Betriebsverfassungsge- 
setzes vor allem die Erweiterung der Mit- 
wirkungs- und Mitbestimmungsrechte 
der Betriebsräte beim Einsatz neuer Tech- 
niken beinhalten muß. Der technische 
Wandel muß sozial gestaltet werden. Oh- 
ne die stärkere Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer bei den technischen Verände- 
rungen in den Betrieben und Verwaltun- 
gen wird die Modernisierung unserer 
Volkswirtschaft, von der alle abhängen, 
entscheidend beeinträchtigt. Die Forde- 
rung nach mehr Mitbestimmung ent- 
spricht deshalb nicht nur sozialpoliti- 
schen Erfordernissen, sondern ist auch 
ein Gebot wirtschaftlicher Vernunft. Des- 
halb werden die Sozialausschüsse einer 
Novellierung des Betriebsverfassungsge- 
setzes nur zustimmen, wenn die Erweite- 
rung der Mitwirkungs- und Mitbestim- 
mungsrechte der Betriebsräte bei Einfüh- 
rung neuer Techniken gesichert sind. 

Norbert Blüm: 
Die Renten sind sicher 
4. Die Rentner können ihrer Rente wie- 
der sicher sein. Die Rücklagen in der 
Rentenversicherung steigen. Das ist ein 
Erfolg der unionsgeführten Bundesregie- 
rung. Sie hat durch ihre Wirtschafts- und 
Sozialpolitik und den dadurch ermöglich- 
ten Zuwachs an Beschäftigung die 
Grundlagen unseres Rentenversiche- 
rungssystems entscheidend gefestigt. 
Die Sozialausschüsse lehnen alle Reform- 
vorschläge wie Grund- oder Mindestrente 
ab, weil sie den Zusammenhang zwischen 
Leistung und Gegenleistung in der Ren- 
tenversicherung auflösen. 
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Wie das Gutachten des Sozialbeirates 
beim Bundesarbeitsministerium ein- 
drucksvoll bestätigt, läßt sich das Renten- 
versicherungssystem auf der Basis seiner 
bewährten Prinzipien auch auf Dauer si- 
chern. Für die Sozialausschüsse muß die 
Rente leistungs- und beitragsbezogen 
bleiben. Rente ist kein Almosen, sondern 
Alterslohn für Lebensleistungen. 
Eckpunkte der Strukturreform müssen 
nach Auffassung der CDA das Anheben 
des Bundeszuschusses an die Rentenver- 
sicherung auf eine verläßliche Grundla- 
ge, die Neubewertung beitragsfreier Zei- 
ten, die Harmonisierung der Alterssiche- 
rungssysteme sowie das gleichgewichtige 
Ansteigen der Renten mit den Arbeitsein- 
kommen sein. 
5. Unter Kanzler Konrad Adenauer hat 
die CDU die Montanmitbestimmung ein- 
geführt. Sie war die Grundlage sozialer 
Partnerschaft und damit die Vorausset- 
zung für die Erfolge der Sozialen Markt- 
wirtschaft. Die Montanmitbestimmung 
gehört zum Urgestein unserer sozialen 
Wirtschaftsordnung. Die CDU hat die 
Montanmitbestimmung nicht nur einge- 
führt, sondern auch durch verschiedene 
Sicherungsgesetze vor dem Auslaufen be- 
wahrt. Es war die SPD, die gegen den 
Willen von CDU/CSU ein Montanmitbe- 
stimmungsauslaufgesetz beschlossen hat. 
Das von der SPD beschlossene Auslaufen 
der Montanmitbestimmung in verschiede- 
nen Unternehmen muß verhindert wer- 
den. Die Sozialausschüsse fordern von 
CDU/CSU ein klares Bekenntnis zur 
Montanmitbestimmung. 
6. Für die CDA hat bei einer Steuerre- 
form die Entlastung der unteren und mitt- 
leren Einkommen absolute Priorität. Das 
erfordert vor allem eine deutliche Anhe- 
bung des Grundfreibetrages und die Ver- 
besserung des Familienlastenausgleiches. 

Daneben muß die Steuerreform das Ziel 
haben, die Sicherung und Schaffung von 

Arbeitsplätzen besonders im mittelständi- 
schen Bereich der Wirtschaft zu fördern. 
Eine Senkung des Spitzensteuersatzes 
kommt für die Sozialausschüsse nicht in 
Betracht, wie eine Besteuerung der 
Nacht- und Schichtarbeit. 

So mißbraucht die SPD 
ihre Macht in Duisburg 
Sozialdemokraten tun gern so, als hätten 
sie das richtige Demokratieverständnis 
für sich gepachtet. Wie es in Wirklichkeit 
damit aussieht, zeigte kürzlich ein Vor- 
gang unter Duisburger Ratsmitgliedern. 
.Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Duis- 
burger Bezirk Walsum, Karl-Rudolf Mat- 
tenklotz, wähnt sich so sicher in seiner 
Machtposition, daß er den stellvertreten- 
den CDU-Fraktionsvorsitzenden im Rat 
der Stadt Duisburg, Horst Stadelmann, 
schriftlich darauf verweist: „Sie werden 
verstehen, daß die Vorschläge dieser Ar- 
beitsgruppen, wenn sie von der SPD- 
Fraktion abgesegnet sind, von Ihnen im 
Rat und Gesundheitsausschuß nur noch 
zur Kenntnis genommen werden können, 
ob Sie ablehnen oder zustimmen ist völlig 
bedeutungslos, die Entscheidungen fallen 
eben immer vorher in der SPD-Fraktion." 
Sachargumente anderer Fraktionen, die 
in einer Ratssitzung zur Sprache kom- 
men, werden einfach ignoriert. Mehrheit 
ist Mehrheit. Wer die besseren Argumen- 
te hat, interessiert nicht. Wie weit jedoch 
ist es gekommen, wenn die Genossen mit 
einer solchen Verachtung über die parla- 
mentarischen Regeln hinweggehen? Ge- 
nossen-Selbstherrlichkeit und die ver- 
meintlich „basisdemokratischen" Positio- 
nen der Grünen gefährden unsere demo- 
kratischen Strukturen — nicht nur auf 
kommunaler Ebene. 

^ 



TECHNOLOGIE U/D 15  •  Seite 17 

Technologiefeindlichkeit schafft 
keine neuen Arbeitsplätze 
Die Zusammenarbeit zwischen Tech- 
nik und Politik zu verstärken, war das 
Ziel eines Spitzengesprächs, das die 
Präsidien der CDU und des Vereins 
Deutscher Ingenieure (VDI) am 22. 
April 1986 in Bonn führten. General- 
sekretär Heiner Geißler und VDI-Prä- 
sident Karl Eugen Becker beschrieben 
»ach dem mehrstündigen Treffen ge- 
meinsame Schwerpunktaufgaben von 
Ingenieuren und Politikern. 

Damit die Bundesrepublik Deutschland 
'n Zukunft nicht zweitklassig wird und ih- 
re Spitzenposition im internationalen 
Wettbewerb halten kann, müssen Staat 
Und Gesellschaft den technischen Fort- 
schritt bejahen. Wer den technischen 
Portschritt ablehnt, wird keine neuen Ar- 
beitsplätze schaffen und die bestehenden 
uicht erhalten können. 

CDU und VDI bekennen sich zum tech- 
nischen Fortschritt. Unser Land, arm an 
Bodenschätzen und abhängig vom Ex- 
Port, muß den technischen Fortschritt 
Reibst entwickeln und ihn weltweit expor- 
tieren. Nur so kann die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleiben, 
^ur so können die Bürger der Bundesre- 
publik ihren Lebensstandard in Freiheit 
bestimmen. Den Zukunftstechnologien 
*ommt in diesem Zusammenhang eine 
besondere Bedeutung zu. 

technischer Fortschritt muß Ökonomi- 
ken, ökologischen und sozialen Forde- 
rungen noch mehr als bisher gerecht wer- 
qen; dies erfordert eine verstärkte Ab- 
chätzung der Technikfolgen in Zusam- 

menarbeit mit allen gesellschaftlich wich- 
sen Gruppen. Dabei dürfen einerseits 
,e Ingenieure Technik nicht als Selbst- 

zweck sehen; andererseits müssen für ei- 
ne fruchtbare technische Entwicklung 
entsprechende politische und gesell- 
schaftliche Rahmenbedingungen gesetzt 
werden. 

Die Bedeutung eines sinnvollen techni- 
schen Fortschritts für das Industrieland 
Bundesrepublik Deutschland muß unse- 
rer Bevölkerung von Ingenieuren und Po- 
litikern besser veranschaulicht werden 
nicht nur durch eine verstärkte Öffent- 
lichkeitsarbeit, sondern auch durch eine 
verbesserte technische Allgemeinbildung, 
die bereits bei einem qualifizierteren 
Technikunterricht an allgemeinbildenden 
Schulen ansetzen muß. 

Für diese Aufgabe müssen die Ingenieu- 
re, die in unserem hochindustrialisierten 
Land eine Schlüsselrolle in Technik und 
Gesellschaft übernommen haben, besser 
vorbereitet werden. Dazu zählt eine brei- 
tere interdisziplinäre Ausbildung der In- 
genieure, auch in nicht-technischen Be- 
reichen. Dies darf sich nicht nur auf das 
Hochschulstudium beschränken, sondern 
muß auch die laufende Weiterbildung 
und Weiterqualifizierung während des 
gesamten Berufslebens umfassen. 

Heiner Geißler kündigte an, daß die CDU 
nach der Sommerpause einen Kongreß 
über Perspektiven der Technik durchfüh- 
ren werde. Außerdem werde die Partei in 
der kommenden Legislaturperiode einen ei- 
genen Bundesfachausschuß einsetzen, der 
sich mit Fragen der Technik und Technolo- 
gie befassen soll. Darüber hinaus verein- 
barten CDU-Präsidium und Präsidium des 
VDI, die Kontakte und die Zusammenar- 
beit auch auf der Fachebene zu intensivie- 
ren. 
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Argumente kurzgefaßt 
Das neue Argumen- 
tationskarten-Set 
im handlichen 
Spielkartenformat 
(„unsere Trümpfe") 
ist bestens geeignet, 
sich für alle Gelegen- 
heiten der politischen 
Diskussion schnell fit 
zu machen. Auf acht 
Karten finden Sie Argu- 
mente und Zahlen zu den 
wichtigsten Themen unse- 
rer Politik: Preise und Wirt- 
schaftswachstum, Steuern 
und Haushalt, Beschäfti- 
gungspolitik, Familienpoli- 
tik, Renten und Sozialpolitik, 
moderne Technologie und 
Umweltschutz, innere Sicher- 
heit, Frieden und Sicherheit. 
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Argumentationskarten-Set 
(8 Karten) 

Mindestabnahme: 50 Sets 
Preis pro Mindestabnahme: 11,50 DM 
Bestell-Nr.: 7703 

Nehmen Sie dazu unseren neuen Faltprospekt „20 Plus-Punkte der Regierung Helmut 
Kohl", der sich auch hervorragend zum Weitergeben eignet, dann sind Sie für jede 
Diskussion mit unseren positiven Argumenten gerüstet. 

Faltblatt: 
20 Plus-Punkte der Regierung Helmut Kohl46 

ren wollen — natürlich auch zum Weiter- 
sagen und Weitergeben. 
Broschüre: „20 Plus-Punkte der Regierung 
Helmut Kohl" 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,— DM 
Bestell-Nr.: 5794 

55 

Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 13,50 DM 
Bestell-Nr.: 2793 

Die „20 Plus-Punkte der Regierung 
Helmut Kohl" gibt es auch als Broschüre 
für alle, die sich ausführlicher informie- 
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Neu im Angebot 
Bunte 
CDU-Kugelschreiber 
CDU-Kugelschreiber sind seit Jahren ein 
beliebtes Kleinwerbemittel am Canvas- 
sing-Stand und bei CDU-Veranstaltun- 
gen aller Art. Für die bevorstehenden 
Wahlkämpfe haben wir das Sortiment er- 
weitert, damit Ihr Canvassing-Stand noch 
farbiger und sympathischer wird. 
CDU-Kugelschreiber, bunt sortiert 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 19,50 DM 
Bestell-Nr.: 9429 
Auch die bewährten Kugelschreiber in 
Schwarz-Weiß mit rotem CDU-Aufdruck 
sind weiterhin im Angebot 
CDU-Kugelschreiber, schwarz-weiß 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 17,50 DM 
Bestell-Nr.: 9428 
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CDU-Geldbörse 
für die stabile Mark 
Wir haben stabile Preise. Das interessiert 
vor allem die Hausfrau. Unser neues 
Sympathie-Werbemittel — eine kleine, 
hübsche Geldbörse in verschiedenen Far- 
ben — ist geeignet, an diesen wichtigen 
Pluspunkt unserer Politik zu erinnern. 
Hervorragend auch geeignet als Preis bei 
Wettbewerben etc.; Ihr nächstes CDU- 
Sommerfest steht sicher schon fest oder 
ist in der Planung. 

CDU-Geldbörse 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 16,— DM 
Bestell-Nr.: 9762 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 13 28 
4804 Versmold 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Für Senioren - Mit Senioren 

Videofilm: Selbständig - Sicher - Geborgen 
Für ein glückliches Leben im Alter 

SELBSTÄNDIG - SICHER - GEBORGEN 

IH:H;II:I:UH:I 
Videofilm über den Senioren-Kongreß 
der CDU in Bonn CDU 

U sicher 
sozial 
undfrei 

Videofilm 
über den 
Senioren-Kongreß 
der CDU 
Mindestabnahme: 
1 Expl. 
Preis pro 
Mindestabnahme: 
19,80 DM 
Bestell-Nr.: 
4809 VHS 
4810 Betamax 
4811 Video 2000 
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